
■ Bundesministerium für Gesundheit

Bekanntmachung [1821 A]
eines Beschlusses

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung 

der Arzneimittel-Richtlinie: 
Anlage III Nummer 44 

Stimulantien
Vom 16. September 2010

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am
16. September 2010 beschlossen, die Richtlinie über die Ver-
ordnung von Arzneimitteln in der vertragsärztlichen Versorgung
(Arzneimittel-Richtlinie) in der Fassung vom 18. Dezember 2008/
22. Januar 2009 (BAnz. Nr. 49a vom 31. März 2009), zuletzt ge-
ändert am 19. August 2010 (BAnz. S. 3478), wie folgt zu ändern: 

I.
Anlage III der Arzneimittel-Richtlinie wird in Nummer 44, 
linke Spalte wie folgt geändert:
„44. Stimulantien, z.B. Psychoanaleptika, Psychoenergetika, 

coffeinhaltige Mittel
– ausgenommen bei Narkolepsie
– ausgenommen bei Hyperkinetischer Störung bzw. Auf-

merksamkeitsdefizit/Hyperaktivitätsstörung (ADS/ADHS)
im Rahmen einer therapeutischen Gesamtstrategie, wenn
sich andere Maßnahmen allein als unzureichend erwie-
sen haben, bei Kindern (ab sechs Jahren) und Jugend-
lichen. Die Diagnose darf sich nicht allein auf das Vor-
handensein eines oder mehrerer Symptome stützen (Ver-
wendung z.B. der DSM-IV Kriterien). Die Arzneimittel
dürfen nur von einem Spezialisten für Verhaltensstö-
rungen bei Kindern und/oder Jugendlichen verordnet
(Fachärztin/Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin;
Fachärztin/Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie
und -psychotherapie; Fachärztin/Facharzt für Nerven-
heilkunde, für Neurologie und/oder Psychiatrie oder für
Psychiatrie und Psychotherapie, ärztliche Psychothera-
peuten mit einer Zusatzqualifikation zur Behandlung von
Kindern und Jugendlichen nach §5 Absatz 4 der Psycho-
therapie-Vereinbarungen) und unter dessen Aufsicht an-
gewendet werden. In Ausnahmefällen dürfen auch Haus-
ärztinnen/Hausärzte Folgeverordnungen vornehmen,
wenn gewährleistet ist, dass die Aufsicht durch einen
Spezialisten für Verhaltensstörungen erfolgt.
Der Einsatz von Stimulantien ist im Verlauf besonders 
zu dokumentieren, insbesondere die Dauertherapie über 
12 Monate sowie die Beurteilung der behandlungsfreien
Zeitabschnitte, die mindestens einmal jährlich erfolgen
sollten.“

II.
Die Änderung der Arzneimittel-Richtlinie tritt am Tag nach  
ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft.
Die tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf 
der Homepage des Gemeinsamen Bundesausschusses unter
www.g-ba.de veröffentlicht.

Berlin, den 16. September 2010
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